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Wir trauern mit den japanischen Bürgerinnen und 
Bürgern, die zum Opfer von Erbeben und eines Tsu-
namis geworden sind. Wir fühlen uns verbunden 
mit den Opfern einer fahrlässigen, von Menschen 
gemachten und von Menschen zu verantwortenden, 
atomaren Katastrophe, welche in Gestalt von radio-
aktiver Verseuchung die japanische Gesellschaft, die 
Natur und die Umwelt ihres Landes, das ihrer Nach-
barn und ihrer pazifischen Anrainer bedrohen. Die 
Welt ist in der Pflicht, die richtigen Lehren aus dem 
sich abzeichnenden atomaren GAU zu ziehen.

Bereits jetzt, im Angesicht der japanischen Katast-
rophe, formieren sich die Kräfte der Atomindustrie 
und bereiten Schadensersatzklagen vor, um für eine 
Erstattung ihrer Einnahmeausfälle in Folge des Be-
triebs-Moratoriums der Bundesregierung zu sorgen. 
Alternativ ist die Übertragung der Laufzeiten abge-
schalteter Atomkraftwerke auf noch Bestehende zu 
befürchten. 

Nach Berechnungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung gab der Bund bislang 40 
Mrd. Euro für die Förderung der Atomenergie aus. 
Auch ohne die Berücksichtigung gesellschaftlicher 
Folgekosten für die sichere Lagerung der hochgif-
tigen Abfälle dieser Technologie belegt diese Sum-
me eindrucksvoll, dass Atomenergie entgegen allen 
Behauptung der Atomlobby eine der teuersten For-
men der Energieerzeugung ist. Es kann damit auch 
für Schwellen- und Entwicklungsländer keine billige 
Atomenergie geben.

Darum fordern wir ein generelles Verbot des Exports 
von Atomtechnologie, von Kernbrennstäben und An-
lagen. Eine Technologie, die in Japan oder Deutsch-
land nicht mit ausreichender Sicherheit betrieben 
werden kann, ist auch in anderen Ländern nicht zu 
verantworten. So muss es als ungeheuerliche Fahr-
lässigkeit betrachtet werden, dass beispielsweise der 
Interministerielle Ausschuss (IMA) in Deutschland 
eine Hermes-Bürgschaft beschloss, um in einer erd-
bebengefährdeten Region in Brasilien das Atomkraft-
werk Angra 3 zu fördern und weiterbauen zu lassen. 
Brasilien besitzt weder eine unabhängige Atomauf-
sicht, noch hat es das Zusatzprotokoll zum Atom-
waffensperrvertrag unterschrieben. Allein das Risiko, 

mit dem Export von Atomtechnik die Entwicklung 
oder den Bau 
von Atomwaf-
fen zu fördern, 
verbietet die 
weitere globa-
le Verbreitung 
dieser Techno-
logie. Von die-
ser allgemeinen Ächtung sind lediglich bildgebende 
Verfahren sowie Bestrahlungen auszunehmen, wie 
sie in der Nuklearmedzin angewendet werden.

Selbst in Deutschland existiert die unabhängige 
Atomaufsicht nur auf dem Papier. Mit dem ehema-
ligen E.ON bzw. Viag Manager Gerald Hennenhöfer 
wurde von der Schwarz-Gelben Bundesregierung 
dieser Atomlobbyist, wie schon unter Helmut Kohl, 
zum Ministerialdirektor und Abteilungsleiter für Re-
aktorsicherheit im Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit gemacht. Wir 
fordern eine unabhängige atomrechtliche Aufsicht, 
als Voraussetzung für einen wirksamen Schutz der 
Bevölkerung auch während des Ausstiegs aus der 
Atomenergie, den wir für unverzichtbar halten.

Die Vertuschung von meldepflichtigen Störfällen 
im Atomkraftwerk Philippsburg mithilfe der baden-
württembergischen Atomaufsicht ist ein weiteres 
Beispiel für die Überforderung demokratischer Ins-
titutionen im Konflikt mit den Interessen einer mil-
liardenschweren Industrie. Auch in Japan hat eine 
Vielzahl solcher Vertuschungen verhindert, dass sich 
die Bevölkerung kritisch mit den Risiken atomarer 
Energieerzeugung auseinandersetzt.

Seit der Katastrophe von Tschernobyl gibt es in 
Deutschland eine deutliche Mehrheit, die sich gegen 
die Nutzung von Atomenergie ausspricht. Sie konnte 
bis heute ihren Willen nicht in konkrete Politik umset-
zen. Auch der sogenannte Atomkompromiss der rot-
grünen Regierung war rückblickend betrachtet halb-
herzig und ist im Herbst 2010 unter Schwarz-Gelb 
im Handstreich, unter Umgehung des Bundesrates 
revidiert worden. Regierungswechsel haben sich da-
mit als unsichere Basis für einen längst überfälligen 
Ausstieg erwiesen.           [weiter auf der Rückseite]

Atomtechnologie ächten und den schädlichen Einfluss ihrer Industrie auf 
unsere demokratische Gesellschaft beenden!


